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Gesamtrevision Richtplan Kanton Aargau 
 

Stellungnahme  
WWF AARGAU 

 
 
1.  
Richtplankapitel: G3 Nachhaltige Entwicklung 

Planungsgrundsatz: A 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Der Planungsgrundsatz A erscheint als unechter Beschluss. Für kantonale Richtpläne muss 
generell eine Nachhaltigkeitsprüfung erfolgen, damit sie vom Bundesrat genehmigt werden 
können. 
Begründung: Die Anpassungen gehen in die richtige Richtung, dank der hängigen 
Landschaftsinitiative wurden gegenüber dem heute rechtskräftigen Richtplan Verschärfungen 
vorgenommen im Bereich der Siedlungsentwicklung, bzw. Innenentwicklung. 
 
2.  
Richtplankapitel: G4 Anpassung des Richtplans       

Planungsgrundsatz:       
Beschluss: 2.3. 
Vorhaben: Anhörungsfrist 
Antrag: In Planungsanweisung 2.3. ist die Anhörungsfrist des Anpassungsverfahrens auf 2 Monate 
zu verdoppeln 
Begründung: Die bereits bisher geltende Anhörungsfrist im Rahmen des Anpassungsverfahrens ist 
auf 2 Monate zu verlängern, da nebenamtlich geführte Organisationen, oft nicht in der 
Lage sind, sich innert eines Monats zu äussern. 
 
3.  
Richtplankapitel: G4 Umsetzung und Wirkung       

Planungsgrundsatz:       
Beschluss: 1.1. 
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung 1.1.: Der Regierungsrat zeigt bei allen Vorlagen an den Grossen Rat auf, ob sie 
raumrelevant sind, inwieweit diese mit dem kantonalen Richtplan übereinstimmen und wie sie zur 
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung beitragen. 
Begründung: So kann das Bewusstsein geschärft werden, dass jede Vorlage einen Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung des Kantons leisten kann, wobei auch eine „nicht raumrelevante Vorlagen“ 
resultieren kann. Dadurch kann gewährleistet werden, dass die Departemente nicht nur an personelle 
oder finanzielle Auswirkungen denken, sondern sich auch Fragen betreffend Raumwirksamkeit und 
Nachhaltigkeit stellen. 
 
4.  
Richtplankapitel: G7 Monitoring Controlling       
Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Die Leitindikatoren für das Monitoring sind unvollständig. Sie sind entweder abschliessend 
zu ergänzen oder erst im Rahmen des Monitoring- und Controlling-Konzepts vollständig zu 
erwähnen. 
Begründung: Aus unserer Sicht fehlen viele wichtige Leitindikatoren für ein 
Zielerreichungscontrolling in Abhängigkeit der raumplanerischen Nachhaltigkeitsziele, bei dem es um 
die Überprüfung einer nachhaltigen räumlichen Entwicklung geht. Andere wiederum sind von 
geringerer Bedeutung. Dies trifft insbesondere beim Punkt Mobilität zu. Die Systematik ist zu 



beachten: Teilweise sind nur die Indikatoren aufgelistet, teilweise die jährliche Differenz (anstatt jährl. 
Zunahme, absolute Grössen erwähnen)  
Aufgrund der unvollständigen Auflistung von Indikatoren und teilweise überflüssigen Indikatoren 
ist zu hinterfragen, ob die Indikatoren besser abschliessend im Monitoring- und Controlling- 
Konzept aufgelistet werden oder, ob die bestehende Auflistung ergänzt wird. 
(vgl. auch Arbeitshilfe kantonale Richtplanung und nachhaltige Entwicklung; Bundesamt für 
Raumentwicklung ARE) 
 
Wichtige fehlende Indikatoren (nicht abschliessende Aufzählung): 
unter S: 

�  Ausbaugrad 
�  Bauzonenreserven 
�  Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche am der Gesamtfläche des Kantons 
�  Luftqualität in Siedlungsgebieten (Luftschadstoffbelastung Einhaltung IGW nach LRV) 
�  Belastung durch Verkehrslärm (Anteil Bevölkerung mit Immissionsgrenzwert > 60 dB (A)) 
unter L: 

�  Gebäudebestand ausserhalb der Bauzone 
unter M: 

�  Modal Split 
�  Anteil Bevölkerung mit ÖV-Anschluss (nach ÖV-Güteklasse) 
�  Gesamtfahrleistung im MIV 
�  CO2-Emissionen pro Kopf 
�  Strassenfläche 
unter E: 

�  der an der Gesamtenergie im Kanton produzierte Anteil erneuerbarer Energie 
 
5.  
Richtplankapitel: H1 Zukunftsorientierte Raumstrukturen       

Planungsgrundsatz: H.1.3. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Die innere Nutzung von Siedlungsreserven ist zusätzlichem Flächenverbrauch vorzuziehen. 
Begründung: Klares Primat auf innere Nutzung verankern. Gegenüber der Strategie aus 
raumentwicklungaargau wurde „optimiert“ bereits durch 
„eingeschränkt“ ersetzt. In der Praxis gilt das Primat, die innere Nutzung vorzuziehen bereits und 
wurde mit dem neuen BauG § 13 / ABauV § 1 auch gesetzlich untermauert. 
 
6.  
Richtplankapitel: H1 Zukunftsorientierte Raumstrukturen       

Planungsgrundsatz: H.1.5. Neu! 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Überprüfung der ausgeschiedenen, nicht genutzten Bauzonen darauf hin, ob sie 
dem Bedarf entsprechen und nicht zu gross sind. 
Begründung: Neueinzonungen sind restriktiv zu handaben. 
 
7.  
Richtplankapitel: H2 Funktionsfähige Agglomerationen       

Planungsgrundsatz: H.2.3. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: In urbanen Entwicklungsräumen ist der ÖV und LV gegenüber dem MIV zu bevorzugen und 
zu fördern. 
Begründung: Aus raumentwicklungaargau erläuternd zur Strategie H2: 
Hauptausrichtung A.2. Funktionsfähige Agglomerationen – integrierter ländlicher Raum: 
Der Aargau sorgt für die Funktionsfähigkeit seiner Agglomerationen, seiner Kernstädte und 
des ländlichen Raums. Die Räume ergänzen sich. In den Agglomerationen werden der öffentliche 
Verkehr und der Langsamverkehr gefördert. Im ländlichen Raum wird ein Basisangebot des 



öffentlichen Verkehrs (Verkehrsangebot: Stand 2007) gesichert und die kombinierte Mobilität mit 
guten Verbindungen zu den Agglomerationen gefördert. 
 
8.  
Richtplankapitel: H3 Attraktive Wohn- und Wirtschaftsstandorte       

Planungsgrundsatz: H.3.2. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung H.3.2. „… dem demographischen Wandel sowie der Abstimmung von Siedlung 
und Verkehr (kurze Wege für Pendler, Freizeitaktivitäten, verkehrsarmes Wohnen) Rechnung trägt. 
Begründung: Abstimmung von Siedlung und Verkehr: Prinzip der kurzen Wege beachten. 
 
9.  
Richtplankapitel: H5 Aufgewerteter Lebensraum       

Planungsgrundsatz: H.5.1. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Bauten ausserhalb Bauzone sind bezüglich Ausmass und Anzahl möglichst zu 
minimieren und lagemässig zu optimieren. 
Begründung: Das Kulturland ist grundsätzlich von Bauten und Anlagen frei zu halten (Grundlage 
RPG). 
 
10.  
Richtplankapitel: H5 Aufgewerteter Lebensraum       

Planungsgrundsatz: H.5.3. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Zum dicht besiedelten Agglomerationsraum werden regionale Ausgleichsräume (z.B. 
grossräumige Agrarlandschaften oder Kernräume Landschaftsentwicklung) geschaffen; der Schutz, 
die Ergänzung wie auch die Vernetzung der Lebensräume für Tiere und Pflanzen werden gefördert. 
Begründung: Zur Vernetzung von Lebensräumen müssen insbesondere Gewässer-Räume 
aufgewertet und ausgedehnt werden. Besondere Beachtung muss den Wildtierkorridoren zukommen. 
 
11.  
Richtplankapitel: H5 Aufgewerteter Lebensraum       
Planungsgrundsatz: H.5.5. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Für die landwirtschaftliche Nutzung sind die Fruchtfolgeflächen zu sichern und gut 
arrondierte Flächen für eine zukunftsfähige Landwirtschaft zu erhalten.  
Begründung: Fruchtfolgeflächen schützen, kein weiterer Abbau. 
 
12.  
Richtplankapitel: S1.1 Siedlungsqualität und innere Siedlungsentwicklung       

Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung 1.1: Die Gemeinden sind angehalten die Innenentwicklung mittels verdichteter 
Bauweise zu fördern, gleichzeitig ist die Erhaltung und Verbesserung der Siedlungsqualität 
anzustreben. 
Begründung: Ziele: Optimale Nutzung der Bauzonen, d.h. Verhinderung zu grosser Bauzonen, 
Verdichtung, Nutzung der inneren Reserven, Verbesserung der Verfügbarkeit, Nutzung der 
ausgeschiedenen Bauzonen sowie Sicherstellung einer räumlich zweckmässigen, zeit- und 
bedarfsgerechten Erschliessung muss sichergestellt werden. 
 
13.  



Richtplankapitel: S.1.7. Umwelteinwirkungen  

Planungsgrundsatz: S.2.1.  
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Änderung 2.1:…soweit „technisch machbar und wirtschaftlich vertretbar“ anstelle von „soweit 
verhältnismässig“  
Begründung: Analogie zu USG; vgl. Massnahmenplan Luft des Kantons Aargau 
 
14.  
Richtplankapitel: S.2.1. Siedlungstrenngürtel  
Planungsgrundsatz: 1.3. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung: Neue landwirtschaftliche Siedlungsstandorte sowie voluminöse 
Hochbauten sind in Siedlungstrenngürteln nicht möglich. 
Begründung: Die Freihaltung von Siedlungstrenngürteln durch Bauten und Anlagen hat oberste 
Priorität. 
 
15.  
Richtplankapitel: S.3.1. Standorte für Nutzungen mit hohem Verkehrsaufkommen und für 
mittelgrosse Verkaufsnutzungen  

Planungsgrundsatz: 2.1. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung 2.1. Standorte mit hohem Güterverkehr benötigen eine Standortfestsetzung über 
ein Richtplanverfahren oder mindestens eine regional abgestimmte Begründung. 
Begründung: Die Schwellenwerte sind grosszügig angesetzt. 
 
16.  
Richtplankapitel: L.1.1. Landschaft allgemein  

Planungsgrundsatz: E 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Neue Beeinträchtigungen der Landschaft durch bauliche Eingriffe und Nutzungen sind 
soweit wie möglich zu vermeiden, bestehende Beeinträchtigungen – namentlich die Belastung durch 
Lärm – sind zu reduzieren.  
Begründung: Unvermeidbare neue Belastungen der Landschaft sind zu bündeln und durch 
Entlastungen oder Aufwertungen zu kompensieren. 
 
17.  
Richtplankapitel: L.1.2. Gewässer und Hochwassermanagement 

Planungsgrundsatz:  
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag:  
 
Ergänzung B. Gewässerräume sind vielfältige und biologisch wertvolle Lebensräume, die zu 
erhalten und aufzuwerten sind. Der ausreichend gross festgelegte Gewässerraum mit 
Gerinne und Uferbereich ist naturnah zu gestalten und zu pflegen. 
 
Ergänzung D: Der Kanton erarbeitet ein Konzept mit Empfehlungen und Richtwerten zur 
erhöhten Retension von Meteorwasser innerhalb der Siedlungen und im Kulturland. 
Kanton und Gemeinden setzen die Konzeptmassnahmen im Rahmen ihrer 
raumwirksamen Tätigkeiten um. 
 
Ergänzung 1.1. Kantone und Gemeinden berücksichtigen bei Ihren raumwirksamen 
Tätigkeiten den Raumbedarf der Fliessgewässer, sichern diesen mit raumplanerischen 



Mitteln und gewährleisten die ökologische Aufwertung von Gewässer und 
Gewässerraum. Der Kanton legt die Gewässerräume der grossen Bäche und Flüsse 
fest und sichert diese in der Richtplan-Teilkarte (Fortschreibung). Die Gemeinden legen 
den Raumbedarf im Rahmen der Nutzungs- und Sondernutzungsplanung fest und sichern 
die Freihaltung und naturnahe Gestaltung mit geeigneten Zonenfestlegungen. 
. 
Begründung D: Die Retension muss bereits an der Quelle erfolgen, wo Meteorwasser anfällt und 
wo möglich auch versickern, um Grundwasser anzureichern und Hochwasser zu verhindern. 
Bei Neueinzonungen, Siedlungsverdichtungen, Bodenversiegelungen, Neubauten oder 
massgeblichen baulichen Änderungen etc. sind erhöhte Anforderungen an die Retension 
festzulegen.  
1.1. Gewässerräume sind ein wichtiges raumplanerische Koordinationsinstrument. Darin soll nicht 
mehr gebaut werden. Diese Räume sind landwirtschaftlich extensiv zu bewirtschaften. Die natürliche  
Flussdynamik so weit wie möglich zugelassen werden. Bei Flüssen und grösseren Bächen muss der 
Gewässerraum von Fachleuten definiert werden. 
 
18.  
Richtplankapitel: L.2.2. Auenschutzpark       

Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung 2.2. Der Regierungsrat evaluiert zusammen mit den Gemeinden laufend weitere 
Gebiete, die sich als Auengebiete eignen, und ergänzt damit den Auenschutzpark, wo sich die 
Möglichkeiten dazu bieten. 
Begründung: Grundsätzlich eigenen sich aufgrund der natürlichen Gegebenheiten weitere Gebiete 
als Auengebiete, weshalb laufend geprüft werden soll, ob die Liste erweitert werden könnte, wenn 
sich Gelegenheit dazu bietet (z.B. im Rahmen von Ersatz- oder ökologischen 
Ausgleichsmassnahme) Für Ergänzungen soll der üblicher Verfahrensweg zur Anwendung kommen. 
 
19.  
Richtplankapitel: L.2.3. Landschaft von kantonaler Bedeutung 

Planungsgrundsatz: 1.3. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Die Gemeinden schützen die LkB in der Nutzungsplanung. Sie legen die Rechtswirkungen 
und die genaue Gebietsabgrenzung fest und scheiden Landschaftsschutzzonen aus. 
Ergänzung 1.3 ….In den LkB sind Erneuerung, Ausbauten und Erweiterungen von bestehenden 
landwirtschaftlichen Siedlungen sowie die Errichtung von untergeordneten betriebsnotwendigen 
Neubauten (z.B. Weidunterstände, kleine Feldscheunen, Witterungsschutzanlagen und Ähnliches) 
möglich. Landschaftsbeeinträchtigende Nutzungsformen wie Christbaumkulturen, 
Plastikabdeckungen, Folientunnel oder grossflächige Intensivobstanlagen sind 
einzuschränken oder zu verbieten. 
Begründung: Die Landschaften von kantonaler Bedeutung verlaufen über die Gemeindegrenzen 
und sollen deshalb nur mit einer kommunalen Landschaftsschutzzone nach einheitlichen Kriterien 
(Bestimmungen) umgesetzt werden (Koordinationspflicht). 
 
20.  
Richtplankapitel: L.2.4. BLN  

Planungsgrundsatz: 1.2. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: 1.2. Die Gemeinden sichern die Durchgängigkeit der Wildtierkorridore und der 
überregionalen Ausbreitungsachsen in der Nutzungsplanung. 
Die Gemeinden prüfen im Rahmen der Nutzungsplanung die Sicherung weiterer, lokaler Korridore für 
Wildtiere oder Amphibien. 
Begründung: 
 
21.  



Richtplankapitel: L.4.1. Wald       

Planungsgrundsatz: D 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Planungsgrundsatz D. Zur Förderung der Biodiversität sind 20% Alt- und Totholz im 
bewirtschafteten Wald stehen zu lassen. 
Ergänzung 1.2: Die im Naturschutzprogramm Wald festgelegten Ziele müssen erhöht und im 
Richtplan festgelegt werden. 
Begründung: 
 
22.  
Richtplankapitel: M.1. Mobilität  

Planungsgrundsatz: D 
Beschluss:  
Vorhaben: Ausbau von Verkehrsvorhaben in Kernstädten… 
Antrag: Ergänzung D: …- bei Infrastrukturen die Belastungen für Bevölkerung und Umwelt 
beschränkt sowie eine geringe Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, der Bodenfruchbarkeit und 
der Fruchtfolgeflächen anstrebt. 
Begründung: Die Bodenfruchtbarkeit ist bei solchen Vorhaben auch stark betroffen, wird aber oft 
vernachlässigt. 
 
23.  
Richtplankapitel: E.1.4. Windkraftanlagen  

Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Allgemeiner Inhalt 
 
Antrag: 
Der zweitletzte Absatz Stand/Übersicht ist zu überarbeiten. Der Text ist nicht korrekt resp. 
missverständlich formuliert. Der für die Eignung eines Standorts relevante Jahresertrag 
steigt in etwa linear und nicht mit der dritten Potenz der mittleren Windgeschwindkeit an. 
 
Begründung: 
Die physikalisch im Wind enthaltende momentane Leistung steigt mit der dritten Potenz der 
mittleren Windgeschwindigkeit an. Für den möglichen Ertrag einer Anlage muss aber auch 
die Leistungskurve einer Anlage berücksichtigt werden. Verrechnet man beides miteinander, 
sieht man dass der Zusammenhang zwischen mittlerer Windgeschwindigkeit und 
Jahresertrag in etwa linear ist.  
Zu berücksichtig ist zudem, dass die Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe entscheidend ist 
und auch die Häufigkeitsverteilung der Windgeschwindigkeit und die Luftdichte eine 
wesentliche Rolle spielen.  
 
 
Planungsgrundsätze 
A. Windkraftanlagen sollen konzentriert an Standorten, die über gute 
Windverhältnisse verfügen und denen keine überwiegenden Interessen 
entgegenstehen, erstellt werden. Vorrang haben Grosswindanlagen für die 
kommerzielle Stromproduktion, damit ein hoher Energieertrag erzielt werden kann. 
 
Kein Antrag 
 
 
Beschlüsse: 
1.1 Grosse Windkraftanlagen bedürfen einer besonderen, regional abgestimmten 
Grundlage in einem kommunalen oder kantonalen Nutzungsplan. Sie können dort 



beantragt werden, wo die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 
 
– Mittlere Jahreswindgeschwindigkeit von mindestens 4,5 m/s auf 50 m über Grund. 
Dieser Wert muss durch eine qualifizierte, mindestens 12 Monate dauernde Messung 
vor Ort, mittels kalibrierter Messgeräte nachgewiesen werden. 
– Die jährliche Produktionszeit muss mindestens 1’500 Stunden betragen. 
 
Der Nachweis über das minimal erforderliche Windpotenzial ist vom Gesuchsteller zu 
erbringen. 
 
 
 
Antrag: 
Der Beschluss 1.1 ist wie folgt zu formulieren:   
Grosse Windkraftanlagen bedürfen einer besonderen Grundlage in einem kommunalen oder 
kantonalen Nutzungsplan. Sie können dort.... 
 
Begründung: 
Windenergieanlagen werden wohl mehrheitlich im Rahmen einer kommunalen 
Nutzungsplanung behandelt, welche für eine regionale Abstimmung nicht das geeignete 
Instrument darstellt. 
 
Antrag: 
Der Beschluss 1.1 ist wie folgt zu ergänzen:   
Die Planungsregionen können die regionale Abstimmung von Windenergieanlagen im 
Rahmen eines regionalen Sachplans Windenergieanlagen sicherstellen. 
 
Begründung: 
Für eine regionale Abstimmung sind primär kantonale oder regionale Planungsinstrumente 
geeignet. Ein regionaler Sachplan dürfte in vielen Fällen das geeignete Instrument 
darstellen und sollte deshalb speziell erwähnt werden. 
 
Antrag: 
Der nötige Nachweis einer mittlerer Windgeschwindigkeit von 4.5 m/s soll sich auf die 
vorgesehene Nabenhöhe und nicht auf 50m über Grund beziehen. 
 
Begründung: 
Es macht keinen Sinn, die Windgeschwindikgeit auf einer theoretischen, fixen Höhe zu 
beurteilen, wenn eine qualifizierte Messung vorliegen muss. Entscheidend für die Effizienz 
einer Anlage ist die Windgeschwindigkeit auf Nabenhöhe, welche zwischen 40 und 140 m 
über Grund liegen kann. Auch der Bund hat eine Untergrenze von 4.5 m/s auf Nabenhöhe 
festgelegt (Konzept Windenergie Schweiz). 
 
 
1.3 Für jeden geeigneten Standort ist eine Gesamtplanung erforderlich, aus der 
ersichtlich ist, ob das Gebiet Potenzial für mehrere Anlagen hat und wie dieses 
genutzt werden könnte. 
 
Antrag: 
Punkt 1.3 ist textlich wie folgt anzupassen: 
Für jeden geeigneten Standort ist eine Grobplanung erforderlich, aus der ersichtlich ist, ob 
das Gebiet Potenzial für mehrere Anlagen hat und wie dieses genutzt werden könnte. 
 
Begründung: 
Der Punkt ist grundsätzlich unbestritten. Der Umfang soll sich auf das notwendige 
beschränken, um zu vermeiden, dass die Erstanlage eine optimale Nutzung des Standorts 



verunmöglicht. Der Begriff Gesamtplanung scheint vor diesem Hintergrund 
missverständlich. 
 
 
1.4 Die Erschliessung des Standortes hat in der Regel über das bestehende Strassen 
und Wegenetz zu erfolgen. Es sind nur geringfügige Anpassungen und Ergänzungen 
zulässig. 
 
Antrag: 
Der letzte Satz ist zu ändern in: Es sind nur verhältnismässig geringfügige Anpassungen 
und Ergänzungen zulässig. 
 
Begründung: 
Die Verhältnismässigkeit muss berücksichgt werden. Eine absloute Formulierung erscheint 
nicht sinnvoll, da es z.B. sicher einen Unterschied macht, ob eine bestehende Zufahrt für 
eine Einzelanlage oder für einen Windpark angepasst werden soll. 
 
 
 
 
Richtplankapitel L 2.3 Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) 
 
 
Planungsanweisung 1.4 neu, S. 4: Die Gemeinden können in der Nutzungsplanung 
innerhalb der LkB Ausnahmen für landwirtschaftliche Neubauten vorsehen, soweit 
die Schutzziele nicht übermässig beeinträchtigt werden. 
 
Antrag: 
Die Planungsanweisung ist wie folgt zu ergänzen:   
Die Gemeinden können in der Nutzungsplanung innerhalb der LkB Ausnahmen für 
Windenergieanlagen vorsehen, wenn diese auf einer regionalen Abstimmung basieren (z.B. 
regionaler Sachplan Windenergieanlagen). 
 
Begründung: 
Im Hinblick auf das Thema E 1.4 Windkraftanlagen ist eine entsprechende Ergänzung 
vorzunehmen, weil die Gebiete der LkB mit den Windpotenzialgebieten sich überlagern. 
Ohne die Ergänzung werden die Aussichten auf eine Realisierung von Windkraftanlagen im 
Kanton übermässig eingeschränkt. 
 
Begründung:  
 
 
24.  
Richtplankapitel: V 2.1. Materialbabau  

Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung 3.1. Beurteilungskriterien: 
- …. 
- Landschafts- und Naturwerte 
 
Begründung: Bei den beanspruchten Fruchtfolgeflächen oder Waldflächen sind immer auch 
Landschaftsund Naturwerte betroffen, die es ebenfalls zu beurteilen gilt. 
 
25.  
Richtplankapitel:  L1.3 Boden 



Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: Ergänzung, Planungsgrundsatz  B: Der Kanton erarbeitet ein Konzept zur Verhinderung der 
landwirtschaftlichen Bodenverdichtung, der oberirdischen Auswaschung von Nährstoffen und zur 
Versickerungsfähigkeit der Böden (Grundwasseranreicherung). 
Begründung: Die ökologischen Leistungen der Böden (mikrobiologische Wasserreinigung) 
nehmen bei Verdichtung ab. Die Gewässerqualität hängt entscheidend davon und von der 
Auswaschung von Nährstoffen ab. 
 
26.  
Richtplankapitel:  M 2.1 Nationalstrassen 

Planungsgrundsatz: A.1. 
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag: A1 Wiggertal bis Birrfeld Ausbau auf 6 Streifen Nr. 20 und 21 nur als Zwischenergebnis 
aufnehmen 
Begründung: Solange kein Nachweis über neue Kapazitätsengpässe beim 
Bareggtunnel und im Limmattal erfolgt, insbesondere bei den Anschlüssen Baden West und 
Neuenhof 
 
 
27.  
Richtplankapitel:  M2.2 Kantonsstrassen 

Planungsgrundsatz:       
Beschluss:       
Vorhaben:       
Antrag:  

• Bad Zurzach Ost-Umfahrung Nr. 47 nur Zwischenergebnis 
Die Linienführung ist in der Bevölkerung umstritten. Das Kosten-Nutzen-Vehältnis einer 
Tunnelführung ist zu schlecht. 

• Suhr Ost-Umfahrung Nr. 42 nur Zwischenergebnis 
Die Ostumfahrung ist mit dem Vorhaben Nr. 22 der Nationalstrasse (Anschluss Wynetal) zu 
koordinieren 

• Obersiggenthal, Baden Baldeggtunnel Nr. 48 nur Vororientierung 
Diese Linienführung ist eine Variante wie der Petersbergtunnel mit noch ungelösten Problemen in 
Untersiggenthal und beim Anschluss West. 
Generell verfügt das untere Aaretal über gute Verbindungen zur A1 und A3, die während der 
Hauptverkehrszeiten des Güterverkehrs (nicht identisch mit der Abendspitze des übrigen Verkehrs) 
direkt und leistungsfähig sind. Die Entwicklungen im Pendlerverkehr werden durch den Ausbau des 
Bahnangebots garantiert. 

• Lenzburg – Wohlen, Vierspurausbau Bünztalstrasse Nr. 35 streichen 
Eine Studie vom Kanton hat gezeigt, dass der Ausbau auf 4 Spuren nicht zweckmässig ist. 

• Sins Nordwest-Umfahrung Nr. 87 streichen 
Kein Handlungsbedarf in den nächsten 30 Jahren 

• Mägenschwil, Wohlenschwil Nord-Umfahrung Nr. 89 streichen 
Bei dem geringen DTV von 9'000 Fahrzeugen / Tag ist keine Umfahrung notwendig. 

• Lenzburg Ost-Umfahrung Nr. 90 streichen 
Diese Vororientierung ist zurzeit zwecklos. 

• Holziken Nordwest-Umfahrung Nr. 96 streichen 
Eine Umfahrung bei dem geringen DTV ist nicht notwendig. 

• Birmenstorf Verlegung K 418 streichen 
Mit der Verlegung der K418 in Birmenstorf wird die Umfahrung von Dättwil via K418 gefördert, was zu 
einer Mehrbelastung der K418 in Fislisbach führt und somit die Umfahrung Fislisbach fördert. 

• Untersiggenthal, Würenlingen West-Umfahrung Siggenthal-Station streichen 
Eine Umfahrung des Arbeitsgebietes ist bei dieser Belastung nicht zweckmässig. 

• Westtangente Aarau Wöschnau-Distelberg (mit Tunnel) Nr. 82 streichen 
Aarau und Umgebung sind strassenseitig bestens erschlossen. Ein sehr hoher West-Ost- 



Durchgangsverkehrsanteil ist nicht ausgewiesen. 
• Aarau Süd: Fortsetzung der Westumfahrung verzichten. 

Strasse südlich der Bahnlinie Aarau-Brugg - Nordumfahrung von Buchs - ist sinnvoll, belassen. 
 
Begründung: 
 
 


